
Satzung zur Änderung der Verbandssatzung 

des Abwasserverbands „Untere Brenz“ 

 

 
Die Verbandsversammlung des Abwasserverbands „Untere Brenz“ hat in ihrer Sitzung am 

06.11.2024 folgende Änderung der Verbandssatzung beschlossen: 

 

 

§ 1 

 

(1) In § 9 Abs. 1 erhält der Satz 1 folgende neue Fassung: Die Geschäftsführung des 

Verbandes erfolgt durch die Gemeinde Sontheim an der Brenz und wird mittels eines 

Geschäftsbesorgungsvertrages geregelt. 

(2) In Abs. 6 wird der Satz 1 gestrichen, Satz 2 wird zu Satz 1. 

 

 

§ 2 

 

(1) In § 12 Abs. 1 erhält der Satz 1 folgende neue Fassung: Soweit die sonstigen Ein-

nahmen nicht ausreichen, wird der jährliche Aufwand (Betriebs,- Geschäfts-, Fi-

nanzaufwand einschließIich angemessener Abschreibungsbeträge und außeror-

dentlicher Aufwand), mit Ausnahme der Stromkosten für die Pumpwerke außerhalb 

der Kläranlage, auf die Mitgliedsgemeinden nach dem Verhältnis der auf 30.06. des 

Vorjahres festgestellten amtlichen Einwohnerzahlen verteilt 

(2) Abs. 2 wird ersatzlos gestrichen, der bisherige Abs. 3 wird zu Abs. 2. 

 

  

§ 3 

 

(1) Die bisherige Bezeichnung des § 14 Schuldendienst wird in Tilgungsumlage verän-

dert. 

(2) § 14 erhält dabei folgende neue Fassung: Der Verband erhebt von seinen Mitglieds-

gemeinden eine Tilgungsumlage, soweit die Einzahlungen aus der Betriebskosten-

umlage zur Deckung des Auszahlungsbedarfs für die Tilgung von Darlehen nicht aus-

reicht. Sie bemisst sich nach dem Verhältnis der auf den 30.06. des Vorjahres festge-

stellten amtlichen Einwohnerzahlen. 

 

 

§ 4 

In-Kraft-Treten 

 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. 

 

 

 

 

 

Hinweis: 



Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 

Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-

zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch 

innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde 

geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu be-

zeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Ge-

nehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

 

Ausgefertigt: 

 

Sontheim an der Brenz, den 22. November 2024 

 

 

gez. Rief 

Verbandsvorsitzender 


